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Index

10/07 Verwaltungsgerichtshof
32/06 Verkehrsteuern
Norm

GrEStG 1955 §1 Abs1 Z1;
VwGG §13 Z1;

1. VwGG § 13 heute
2. VwGG § 13 gültig ab 01.03.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013
3. VwGG § 13 gültig von 22.07.1995 bis 28.02.2013 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 470/1995
4. VwGG § 13 gültig von 05.01.1985 bis 21.07.1995

Beachte

Abgehen von Vorjudikatur (demonstrative Auflistung): 0610/68 E 24. Oktober 1968 VwSlg 3792 F/1968; (RIS:
abgv)
Rechtssatz

Der Kauf ist grundsätzlich an keine Formvorschrift gebunden. Er ist ein Konsensualvertrag, der durch
Willensübereinstimmung der Parteien über Ware und Preis zustande kommt. "Punktationen", die eine solche
Willensübereinstimmung enthalten, führen zur Steuerpflicht nach § 1 Abs 1 Z 1 GrEStG 1955, wenngleich die
"Punktationen" zur grundbücherlichen Eintragung des Eigentumsrechts des Käufers aus verschiedenen
Gründen nicht ausreichend war, weil es insbesondere an der exakten Bezeichnung des Grundstücks (Angabe
der EZ und des ideellen Anteils) sowie an der Aufsandungsklausel des Verkäufers und an der Beglaubigung
der Unterschrift desselben fehlte. Die für die Verbücherung notwendigen formellen Erfordernisse sind nur
Voraussetzung für die Übetragung des Eigentumsrechtes, dagegen nicht für die Gültigkeit der obligatorischen
Verpflichtung aus dem Kaufvertrag. Die Pflicht zur Entrichtung der GrESt knüpft nämlich nach § 1 Abs 1
GrEStG 1955 nur an das Verpflichtungsgeschäft und nicht an das Erfüllungsgeschäft an.Der Kauf ist
grundsätzlich an keine Formvorschrift gebunden. Er ist ein Konsensualvertrag, der durch
Willensübereinstimmung der Parteien über Ware und Preis zustande kommt. "Punktationen", die eine solche
Willensübereinstimmung enthalten, führen zur Steuerpflicht nach Paragraph eins, Absatz eins, Ziffer eins,
GrEStG 1955, wenngleich die "Punktationen" zur grundbücherlichen Eintragung des Eigentumsrechts des
Käufers aus verschiedenen Gründen nicht ausreichend war, weil es insbesondere an der exakten
Bezeichnung des Grundstücks (Angabe der EZ und des ideellen Anteils) sowie an der Aufsandungsklausel des
Verkäufers und an der Beglaubigung der Unterschrift desselben fehlte. Die für die Verbücherung
notwendigen formellen Erfordernisse sind nur Voraussetzung für die Übetragung des Eigentumsrechtes,
dagegen nicht für die Gültigkeit der obligatorischen Verpflichtung aus dem Kaufvertrag. Die Pflicht zur
Entrichtung der GrESt knüpft nämlich nach Paragraph eins, Absatz eins, GrEStG 1955 nur an das
Verpflichtungsgeschäft und nicht an das Erfüllungsgeschäft an.

Schlagworte

Punktation Interimsvertrag Vorvertrag
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:VWGH:1971:1971000112.X01
Im RIS seit

09.12.1971
Zuletzt aktualisiert am

25.09.2008

Quelle: Verwaltungsgerichtshof VwGH, http://www.vwgh.gv.at

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_1971000112_19711209X01#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000795&Artikel=&Paragraf=13&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P13/NOR40148050
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P13/NOR12015245
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P13/NOR12011198
https://www.jusline.at/gesetz/grestg/paragraf/1
https://www.jusline.at/gesetz/grestg/paragraf/1
http://www.vwgh.gv.at


 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

file:///

	RS Vwgh 1971/12/9 0112/71
	JUSLINE Entscheidung


